
31.01.2019

ANTRAG

der Abgeordneten Mag. Schneeberger, Dr. Michalitsch, Kaufmann, Hauer,
Ing. Schulz und Mag. Tanner

betreffend Änderung des NÖ Landes- und Gemeindebezügegesetzes 1997

Aufgrund des Bildungsreformgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 138/2017, wurde die

Behördenstruktur im Schulbereich mit Wirkung ab 1.1.2019 grundlegend neu
geregelt. Kern dieser Reform war die Auflösung der Landesschulräte. Damit

einhergehend wurde die Funktion der amtsführenden Präsidentin bzw. des
amtsführenden Präsidenten sowie der Vizepräsidentin bzw. des Vizepräsidenten

abgeschafft.

Mit dem beiliegenden Entwurf soll daher der Entfall der Regelungen betreffend den
amtsführenden Präsidenten und den Vizepräsidenten des Landesschulrates für

Niederösterreich vorgenommen werden.

Die Gefertigten stellen daher den
A n t r a g:

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

„1. Der beiliegende Gesetzesentwurf betreffend Änderung des NÖ Landes- und

     Gemeindebezügegesetzes 1997 wird genehmigt.
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2. Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, das zur Durchführung dieses

    Gesetzesbeschlusses Erforderliche zu veranlassen.“

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem RECHTS- UND
VERFASSUNGSAUSSCHUSS zur Vorberatung zuzuweisen.


